Dienstwagen bei Einzelunternehmern


Überblick

Der Einzelunternehmer oder Gesellschafter einer Personengesellschaft muss Kosten für private Fahrten eines Betriebsfahrzeugs dem Gewinn hinzurechnen. Die Berechnung des Privatanteils kann auf zwei unterschiedliche Weisen erfolgen. Man hat ein Wahlrecht zwischen der pauschalen 1 %-Regelung und der Möglichkeit, einen Einzelnachweis (Fahrtenbuch) zu führen.

Verwendet der Unternehmer ein privates Fahrzeug für gelegentliche Betriebsfahrten, gehört nur betriebliche Kostenanteil des Privatwagens zu den Betriebsausgaben.

Ertragssteuerrecht

Bei unternehmerisch genutzten Kraftfahrzeugen kommt es darauf an, ob das Fahrzeug zum Betriebsvermögen oder zum Privatvermögen gehört. 

Bei Fahrzeugen des notwendigen Betriebsvermögens (betriebliche Nutzung > 50%) stellen sämtliche Aufwendungen Betriebsausgaben dar. Da Privatfahrten den Gewinn jedoch nicht mindern dürfen, ist der Gebrauch des betrieblichen Pkw´s für private Zwecke als Betriebseinnahme gegenzurechnen (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG). Für deren Bewertung kommt entweder die pauschale 1 %-Methode oder die Fahrtenbuch-Methode in Betracht. Für Fahrzeuge des gewillkürten Betriebsvermögens (betriebliche Nutzung > 10% aber < 50%) tritt an die Stelle der 1 %-Methode ein Schätzverfahren.

Verwendet der Unternehmer ein privates Fahrzeug für gelegentliche Betriebsfahrten, gehört nur der betriebliche Kostenanteil zu den Betriebsausgaben. Er kann mit einem Kilometersatz von € 0,30 angesetzt werden.

1 % -Regelung

Beim Pauschalverfahren bemisst sich der Entnahmewert für den Unternehmer-Pkw für jeden Kalendermonat der Nutzung mit 1 % des inländischen Bruttolistenpreises. Als Listenpreis gilt die auf volle € 100 abgerundete unverbindliche Preisempfehlung des Herstellers im Zeitpunkt der Erstzulassung, zuzüglich der Kosten für eine evtl. Sonderausstattung. Dass die tatsächlichen Anschaffungskosten in aller Regel unter dem Listenpreis liegen, ist unerheblich. Zur Vermeidung einer Übermaßbesteuerung darf der pauschale Nutzungswert die Gesamtkosten des Fahrzeugs nicht überschreiten (Kostendeckelung).

Nutzt ein Unternehmer das Fahrzeug, dessen Aufwendungen er in voller Höhe als Betriebsausgaben absetzt, auch für Fahrten zwischen Wohnung und Betrieb, darf er maximal die Entfernungspauschale von € 0,30 je Entfernungskilometer als Betriebsausgabe abziehen. Die übersteigenden Aufwendungen sind nicht abziehbare Betriebsausgaben und dem Gewinn hinzuzurechnen (§ 4 Abs. 5 Nr. 6 EStG). Der tatsächliche Aufwand spielt bei Anwendung der Pauschalmethode keine Rolle. Er wird pro Monat mit 0,03% des Brutto-Listenpreises pro Entfernungskilometer ermittelt.

Hat ein Unternehmer Fahrten anlässlich einer doppelten Haushaltsführung, so ist der Aufwandsanteil fiktiv zu ermitteln. Es ist gestattet, die Heimfahrt pro Fahrt mit 0,002 % des Bruttolistenpreises für jeden Entfernungskilometer abzusetzen. Soweit dieser Wert den steuerlich abzugsfähigen Betrag von € 0,30 je Entfernungskilometer übersteigt, ist er dem Gewinn als nicht abziehbare Betriebsausgabe hinzuzurechnen.

Fahrtenbuch

Es bleibt dem Unternehmer überlassen, die privat ​gefahrenen Kilometer und die darauf entfallenden Aufwendungen exakt zu ermitteln. Dieser Einzelnachweis stellt die meistens günstigere Fahrtenbuch-Methode da. Möchten man die etwas aufwändigere Fahrtenbuchmethode anwenden, setzt dies voraus, dass die tatsächlichen Aufwendungen für den Pkw feststehen und dass die betrieblich und privat gefahrene Strecken und weitere Angaben in einem Fahrtenbuch täglich festgehalten sind. Aufzeichnungen über einen beispielhaften Zeitabschnitt reichen nicht aus.

Wird das Fahrtenbuch vom Finanzamt nicht anerkannt und somit verworfen, kommt das Pauschalverfahren zum Ansatz. Werden nebeneinander mehrere betriebliche Fahrzeuge privat genutzt, ist ein Nebeneinander der beiden Methoden zulässig. Die Aufwendungen je Kilometer multipliziert mit den gefahren Privatkilometern, ergibt beim Unternehmer den anzusetzenden Entnahmewert. Nach dem gleichen Schema ist der Zuschlag für die Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte/Arbeitsstätte sowie für Heimfahrten bei einer doppelten Haushaltsführung zu ermitteln.

Schätzung

Fahrzeuge, deren  betriebliche Nutzung zwischen 10 % und 50 % liegt, gehören zum gewillkürten Betriebsvermögen. Um die Vorteilhaftigkeit der 1%-Methode bei hoher Privatnutzung auszu​schließen, hat der Gesetzgeber diese für o.g. Betriebsvermögen ausgeschlossen (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG). Als Entnahme ist der auf die Privatfahrten entfallende Anteil an den Selbstkosten des Fahrzeugs anzusetzen. Steht der Umfang nicht fest, ist er zu schätzen.

Die Beweislast für die betriebliche Fahrleistung in einem Umfang, der das Fahrzeug als notwendiges Betriebsvermögen und damit als Anwendungsfall für die 1 %-Regelung ausweist, trägt der Unternehmer. Er kann Fahrt-Aufzeichnungen führen oder den überwiegenden betrieblichen Nutzungsanteil auf andere Art glaubhaft machen.

Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte sowie für Heimfahrten im Rahmen einer doppelten Haushaltsführung zählen für die Zuordnung des Fahrzeugs zum notwendigen oder gewillkürten Betriebsvermögen als betriebliche Fahrten. Die für diese Fahrten zu berücksichtigenden nicht abziehbaren Betriebsausgaben sind wie bei der pauschalen Bewertungsmethode zu ermitteln.

Umsatzsteuerrecht

Wird ein sowohl unternehmerisch als auch privat genutztes Fahrzeug dem Betriebsvermögen zugeordnet, ist der Vorsteuerabzug sowohl aus den laufenden Aufwendungen als auch auf Anschaffungen, Einfuhren und innergemeinschaftliche Erwerbe in vollem Umfang möglich. Die nicht unternehmerische Nutzung muss allerdings als unentgeltliche Wertabgabe der Umsatzsteuer unterworfen werden. 

Konnte der Unternehmer bei der Anschaffung eines dem Unternehmen zugeordneten Fahrzeugs keinen Vorsteuerabzug vornehmen, z.B. Erwerb von einem Nichtunternehmer, sind nur die vorsteuerbelasteten Unterhaltskosten zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage heranzuziehen.

Die Bemessungsgrundlage für die Umsatzsteuer ermittelt sich nach den anteiligen Ausgaben, soweit sie zum vollen oder teilweisen Vorsteuerabzug berechtigt haben. Dies sind sowohl Aufwendungen des Unternehmers für den laufenden Betrieb oder Unterhalt des dem Unternehmen zugeordneten Fahrzeugs als auch die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des Fahrzeugs.

Für die Umsatzsteuer sind die Anschaffungskosten gleichmäßig auf den nach § 15 UStG für diesen Gegenstand jeweils maßgeblichen Berichtigungszeitraum zu verteilen. Für einen PKW bedeutet dies, dass nicht die AfA (i.d.R. Anschaffungskosten verteilt auf sechs Jahre), sondern die Anschaffungskosten verteilt auf 5 Jahre in die Bemessungsgrundlage der Privatnutzung einzubeziehen sind. Nach Ablauf des Zeitraums von 5 Jahren sind hinsichtlich der Anschaffungskosten keine Ausgaben mehr in die Bemessungsgrundlage der Privatnutzung einzubeziehen, obwohl das Fahrzeug ertragsteuerlich noch nicht abgeschrieben ist.

1% Methode

Ermittelt der Steuerpflichtige den Wert der Privatfahrten nach der 1 %-Methode, kann er von diesem Wert aus Vereinfachungsgründen für die nicht mit Vorsteuern belasteten Kosten einen Abschlag von 20 % vornehmen. Auf den noch verbleibenden Betrag (80%) ist die Umsatzsteuer aufzuschlagen. Voraussetzung für die Anwendung dieser Methode ist, dass das Fahrzeug notwendiges Betriebsvermö​gen darstellt, d.h. zu mehr als 50 % betrieblich genutzt wird. Insoweit sind die ertragsteuerlichen und umsatzsteuerrechtlichen Regelungen gleich.

Fahrtenbuch

Ermittelt der Unternehmer den ertragsteuerlichen Privatanteil nach der Einzelnachweismethode mittels eines Fahrtenbuchs, bildet dieser Wert die Bemessungsgrundlage für die gegen Entgelt gleichgestellte sonstige Leistung. Aus den Gesamtaufwendungen sind für Umsatzsteuerzwecke die nicht mit Vorsteuern belasteten Kosten in der belegmäßig nachgewiesenen Höhe auszuscheiden.

Schätzung

Macht der Unternehmer von den beiden vorstehenden Methoden keinen Gebrauch, ist der private Nutzungsanteil für Umsatzsteuerzwecke anhand geeigneter Unterlagen im Wege einer sachgerechten Schätzung zu ermitteln. Hierbei geht die Finanzverwaltung davon aus, dass die nichtunternehmerische Nutzung regelmäßig mindestens 50 % beträgt. Abweichungen hiervon sind durch geeignete Unterlagen glaubhaft zu machen.

HINWEIS

Dieses Dokument dient lediglich der Verschaffung eines groben Überblicks über das dargestellte Thema. Es kann eine einzelfallbezogene Beratung nicht ersetzen.
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